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Zentralstellen des Bundes, V Derzeit hält sich die Landes-
hauptleutekonferenz eine 
Bundesregierung. Wenn sie nicht 
pariert, gibt s kein Geld. u 

Höchstgerichte und andere In-
stitutionen mit bundesweiter 
Zuständigkeit gibt es in Öster-
reich. 65 davon sitzen in Wien, 
In Deutschland sind 67 Stellen 
auf 24 Städte verteilt, 

Ist Österreichs 
Föderalismus 
morsch und 
unfinanzierbar? Hannes Androsch, Industrieller 

GASTKOMMENTAR 

Spielwiesenhüter 
Österreich leistet sich 440 Mandatare ohne effektive Macht. Entweder 
wir werten die Landtage auf - oder wir schaffen sie ab. 

KATHRIN STAINER-HÄMMERLE werden. Für die Zukunft braucht 
es dennoch eine Richtungsent-
scheidung. Entweder wir schaf-
fen die Landtage mit ihren weit-
gehend unbekannten Abgeordne-
ten kurzerhand ab. Oder wir stär-
ken die Kompetenzen und die Au-
tonomie der Bundesländer mit ei-
nem echten Steuerföderalismus. 
Dann können sich Landeshaupt-
leute nicht nur mit Förderungen 
beliebt machen, sondern müssen 
auch Verantwortung für die Ein-
nahmen übernehmen. 

Unabhängig davon könnte 
der Landtag als Ort der 

Identifikation und Diskussion 
aufgewertet werden. Die Abge-
ordneten müssten dafür nicht 
nur die Parteilogik sprengen, 
sondern lernen, nationale Gren-
zen zu überwinden und in euro-
päischen Regionen zu denken. 
Die Landesebene könnte Koope-
rationen der Gemeinden ansto-
ßen, die ebenfalls ihr Kirchturm-
denken aufgeben müssen. Sie 
muss für engagierte Bürger An-
laufstelle sein, wo Politik angreif-
bar und ansprechbar ist. 

Bevor wir über die Sinnhaftig-
keit der Verländerung der Lehrer 
diskutieren, braucht es eine Eini-
gung auf den Katalog der Staats-
aufgaben. Erst dann kann eine 
Debatte über eine neue Kompe-
tenzaufteilung stattfinden. Doch 
derartige Richtungsentscheidun-
gen fallen SPÖ und ÖVP beson-
ders schwer. Seit 70 Jahren. 

Die 70 Jahre Geschichte der 
Zweiten Republik waren im-

mer auch ein Ringen um Kom-
promisse gegensätzlicher Kräfte. 
SPÖ gegen ÖVP hieß das Match 
meist, aber auch Bund versus 
Länder. Wobei auf dieser Ebene 
die Auseinandersetzung oft in die 
Parteien selbst verlagert wurde. 

Der Föderalismus österrei-
chischer Prägung ist ein gutes Bei-
spiel dafür: Neun Bun-
desländer (wollte die 
ÖVP) ohne Kompeten-
zen (wollte die SPÖ) lau-
tet die historisch ge-
wachsene Lösung bis 
heute. Obwohl der Groß-
teil der Entscheidungen 
längst auf europäischer 
Ebene getroffen wird, 
lassen sich die Landes-
hauptleute ihre Spielwie-
se nicht nehmen. Auch 
nicht von ihren eigenen 
Bundesparteichefs. 

Das Selbstverständnis 
der Bundesländer und ih-
rer Bewohner wurzelt in 
der Tradition der Graf-
schaften, der Kurfürsten, Herzog-
tümer oder auch Bauernrepubli-
ken. Es ist um vieles älter als die 
Republik, und die meisten Öster-
reicher identifizieren sich stärker 
mit ihrem Bundesland als mit dem 
Gesamtstaat. Je westlicher und 
südlicher, desto stärker ist dieses 

Gefühl, das gerne von der Landes-
politik instrumentalisiert wird. 
Wahlen werden gegen den "Was-
serkopf Wien" gewonnen. 

Paradoxerweise sinkt das Ver-
trauen der Bevölkerung entgegen 
dem Einfluss einer Institution. 
Bürgermeister und Landeshaupt-
leute genießen wesentlich besse-
re Werte als Bundesregierung 
oder gar EU-Parlament. Das er-
schwert eine neutrale Betrach-
tung der Sinnhaftigkeit der Bun-

desländer und ihrer Re-
präsentanten, da sie 
identitätsstiftend und 
beliebt sind. Sie gehören 
zur Legitimationsbasis 
unserer Demokratie, und 
so leistet sich Österreich 
440 Mandatare, deren 
gesetzgeberische Macht 
schon längst gegen null 
geschrumpft wurde. 
Doch ohne Landtage kei-
ne Landesregierungen 
und keine Landeshaupt-
leute als Hüter einer der 
wichtigsten, aber rapide 
schrumpfenden Wäh-
rungen in einer Demo-
kratie: Vertrauen. 

Jede Verwaltungsreform be-
ginnt mit dem Infragestellen 

des Föderalismus - und endet 
dann meist. Denn Spardruck und 
Effizienz sind Argumente, die 
von Gegnern und Befürwortern 
des Bundesstaats mit durchwegs 
plausiblen Beispielen angeführt 
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ÖSTERREICH-KONVENT MEINE VISION VON ÖSTERREICH 
2003 startete der der 
Vorschläge für eine umfassende Staats- und 
Verfassungsreform ausarbeiten sollte. 2005 
endete die Arbeit des 71-köpfigen Gremiums 
ohne Konsens in den zentralen Punkten, 

"Es wird bleiben, 
wie es ist" 

Joey Steiner (15), Ebenthal: 
Österreich wird in den nächsten 
dreißig Jahren ziemlich gleich 
bleiben, glaube ich. Es wird sich sicher nicht 
viel verändern. Das passt schon. Ich mag das 
Wetter in Österreich und die Natur. walcher 

GASTKOMMENTAR 

Nicht ausgedient 
Der Föderalismus ist älter als die Zweite Republik, hat aber Zukunft. Nur 
müsste er ans 21. Jahrhundert angepasst werden. Ein Plädoyer. 

CHRISTOPH GRABENWARTER begrenzung. Wer zu mächtige 
Landeshauptleute beklagt, der 
sucht die Ursache vergeblich in 
der Bundesverfassung. Dort ist 
die Zuständigkeit des Bundes in 
den allermeisten Angelegenhei-
ten festgeschrieben; die Landes-
hauptleute sind an die Weisun-
gen der Minister gebunden. Ihre 
starke Stellung verdanken sie ih-
rer innerparteilichen Macht in 
ÖVP und SPÖ. Konkret: Die Ent-
scheidung über die Standorte der 

Militärmusik ist recht-
lich eine reine Bundesan-
gelegenheit. 

Drittens begünstigt 
Föderalismus gesell-
schaftliche Vielfalt. 
Durch das Zusammen-
wirken von bestehenden 
Lebensbedingungen und 
Akzentsetzungen der 
Landesebene entsteht 
ein größeres Angebot an 
Möglichkeiten, Lebens-
konzepte und berufliche 
Wünsche miteinander 
zu vereinbaren. Ver-
kehrsverbindungen, die 
Möglichkeiten der Kin-
derbetreuung oder die 

Belebung des ländlichen Raums 
unterliegen maßgeblich dem Ein-
fluss der Länder. 

Wo besteht Reformbedarf? 
Bei den Kompetenzen und 

bei den Finanzen. Die Verfas-
sungsbegriffe der Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und 

Die Bundesländer sind im Be-
wusstsein der Bevölkerung 

fest verankert - man ist Kärntner, 
Steirerin oder Vorarlberger. Lan-
desgrenzen aber spielen unter 
gewandelten gesellschaftlichen 
Bedingungen und steigender Mo-
bilität eine immer geringere Rol-
le. Mancher Oststeirer ist im Bur-
genland geboren, nicht weil es 
dort mehr Störche gibt, sondern 
wegen der Spitalsinfra-
struktur. Jugendliche or-
ganisieren sich ihr Frei-
zeitprogramm über so-
ziale Medien und schon 
sind sie einem anderen 
Jugendschutzgesetz un-
terworfen. Hunderttau-
sende Berufs- und Frei-
zeitpendler überschrei-
ten oft täglich die Bun-
desländergrenzen. 
Föderale Strukturen er-
möglichen erstens Wett-
bewerb zwischen den 
Ländern. Geschickte 
Landespolitik kann För-
derungsentscheidungen 
beeinflussen und Erfolge 
bei Standortentscheidungen er-

zielen, im Winter- oder Motor-
sport ebenso wie in der Industrie, 
im Tourismus, bei Bildungs- und 
Universitätseinrichtungen oder 
in der Kultur. 

Föderalismus bedeutet zwei-
tens Gewaltenteilung und Macht-

Ländern sind an der Rechtsspra-
che und den Verhältnissen des 19. 
Jahrhunderts orientiert: Flößerei, 
Schießwesen, Volkspflegestät-
ten, öffentliche Belustigungen. Es 
wäre an der Zeit, die Aufgaben-
verteilung in das 21. Jahrhundert 
zu bringen und an die heutigen 
Bedürfnisse anzupassen. Der 
"Xerox-Föderalismus" mit neun 
nahezu gleichlautenden Landes-
gesetzen vergeudet Ressourcen. 
Geteilte und konkurrierende 
Kompetenzen wären besser. 

Mit der Kompetenzvertei-
lung verbunden ist der Fi-

nanzausgleich zwischen dem 
Bund und den Ländern. Die An-
knüpfung an Bevölkerungszahlen 
ist nur noch bedingt geeignet, die 
erwähnte Mobilität der Bürger zu 
erfassen. Weil Schulbesuch, Be-
ruf, Krankenversorgung und Frei-
zeit schon einmal in mehr als nur 
einem Land stattfinden, bildet 
das heutige System die finanziel-
len Lasten nur bedingt ab. Der 
"Konsultationsmechanismus", 
der Bund und Länder zu Ver-
handlungen über die Kostentra-
gung bei der Erfüllung gemeinsa-
mer Aufgaben zwingt, ist nicht so 
wirksam wie erwartet. 

Eine verfassungspolitische 
Diskussion müsste fragen, ob 
nicht eine Orientierung des Fi-
nanzausgleichs an konkreten 
Aufgaben zeitgemäßer wäre und 
welche Verhandlungsprozesse 
effektiver sein können. 

Christoph Graben-
warter ist Profes-
sor für Europa-
und Internationa-
les Recht an der 
WU Wien und 
Richter am Verfas-
sungsgerichtshof 
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